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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 4. November 1985 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über den Verzicht auf die Beglaubigung 
und über den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden 
sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 

A. Zielsetzung 

Das Vorhaben verfolgt das Ziel, die Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweiz auf dem Gebiet des 
Personenstandswesens weiter zu vertiefen und zu erleichtern. Das 
Abkommen vom 4. November 1985 soll an die Stelle der deutsch-
schweizerischen Personenstandsvereinbarung vom 6. Juni 1956 
(BGBl. 1960 II S. 453) treten. Es berücksichtigt die umfangreichen 
Änderungen des innerstaatlichen Rechts, die in den beiden Ver-
tragsstaaten seit 1956 auf den das Personenstandswesen berüh-
renden Gebieten eingetreten sind, und sieht dabei auch Regelun-
gen vor, die einer einfacheren Anwendung der bilateralen Überein-
kunft dienen. 

Wie bisher sollen im Interesse der betro ffenen Personen sowie 
einer zuverlässigen Personenstandsbuchführung Personen-
standsurkunden ausgetauscht werden, wenn in einem Staat Per-
sonenstandsfälle (Geburten, Eheschließungen, Sterbefälle) beur-
kundet werden, an denen ein Angehöriger des anderen Staates 
beteiligt ist; gleiches gilt, wenn zu solchen Eintragungen später 
Vermerke beigeschrieben werden. Außerdem sollen der einem ver-
einfachten Geschäftsverkehr dienende Verzicht auf die förmliche 
Beglaubigung von Urkunden, die von den Standesbeamten in bei-
den Staaten ausgestellt worden sind, sowie die erleichterte 
Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen für Eheschließungen im 
anderen Staat beibehalten werden. 

B. Lösung 

Das am 4. November 1985 unterzeichnete Abkommen trifft die 
erforderlichen Regelungen. 
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Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes für die Ratifikation dieses Abkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit neuen Kosten belastet. 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (132) — 203 00 — Pe 23/87 Bonn, den 25. Mai 1987 
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An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 4. November 1985 zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über den Verzicht auf die Beglaubigung und über den Austausch von Perso-
nenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden sowie über die Beschaffung von 
Ehefähigkeitszeugnissen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens, der Antrag auf Ausstellung eines Ehefähig-
keitszeugnisses und die Denkschrift zum Abkommen sind gleichfalls beige-
fügt. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 576. Sitzung am 15. Mai 1987 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 4. November 1985 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

über den Verzicht auf die Beglaubigung 
und über den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunder 

sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bern am 4. November 1985 unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft über den Verzicht auf die Beglaubigung und über den Austausch von 
Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden sowie über die Beschaffung 
von Ehefähigkeitszeugnissen und dem Protokoll zu diesem Abkommen wird 
zugestimmt. Das Abkommen und das Protokoll werden nachstehend ver-
öffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land Berlin die Anwen-
dung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft . 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 14 Abs. 2 sowie 
das Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grund-
gesetzes erforderlich, weil das Abkommen Vorschriften enthält, die das 
Verwaltungsverfahren im Landesbereich regeln. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz 
enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 14 Abs. 2 sowie das Protokoll zu diesem Abkommen in Kra ft  treten, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes 
nicht mit neuen Kosten belastet. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

über den Verzicht auf die Beglaubigung 
und über den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden 

sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Schweizerische Eidgenossenschaft - 

in dem Wunsch, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Personenstandswesens/Zivilstandswesens zu erleichtern - 

haben folgendes vereinbart: 

I. Abschnitt 

Verzicht auf die Beglaubigung 

Artikel 1 

Urkunden, die der Standesbeamte/Zivilstandsbeamte des 
einen Vertragsstaats aufgenommen, ausgestellt oder beglau-
bigt und mit dem Dienstsiegel/Amtsstempel versehen hat, 
bedürfen zum Gebrauch in dem anderen Vertragsstaat keiner 
Beglaubigung (Legalisation). Ehefähigkeitszeugnisse bedür-
fen außerdem keiner konsularischen Zuständigkeitsbeschei-
nigung. 

Il. Abschnitt 

Austausch 
von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden 

Artikel 2 

(1) Wird die Geburt eines Angehörigen des einen Vertrags-
staats im Gebiet des anderen Vertragsstaats beurkundet, so 
übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine Geburtsurkunde unter 
Angabe des Heimatorts der Eltern des Kindes oder bei nicht-
ehelicher Geburt des Ortes und Tages der Geburt und des 
Heimatorts der Mutter; 
der schweizerische Zivilstandsbeamte einen Geburtsschein 
unter Angabe des Ortes und Tages der Eheschließung der 
Eltern des Kindes oder, falls die Eltern des Kindes nicht mit-
einander verheiratet sind, des Ortes und Tages der Geburt 
der Mutter. 

(2) Wird zu dem Geburtseintrag ein Randvermerk eingetra-
gen, so übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine mit dem Randvermerk 
versehene beglaubigte Abschrift aus dem Geburtenbuch; 

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen Geburtsschein 
im bisherigen Wortlaut samt besonderer Mitteilung der 
Randanmerkung. 

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind beizufügen. 

Artikel 3 

(1) Wird die Eheschließung eines Angehörigen des einen 
Vertragsstaats im Gebiet des anderen Vertragsstaats be-
urkundet, so übersendet 

der deutsche Standesbeamte einen Auszug aus dem Fami-
lienbuch oder eine Heiratsurkunde unter Angabe der Eltern 
beider Ehegatten sowie des Heimatorts des schweizeri-
schen Ehegatten; 

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen Eheschein 
unter Angabe der Eltern beider Ehegatten sowie von Ort und 
Tag der Geburt des deutschen Ehegatten. 

(2) Wird vom deutschen Standesbeamten ein Vermerk über 
die Ehegatten in das Familienbuch oder ein Randvermerk zum 
Heiratseintrag oder vom schweizerischen Zivilstandsbeamten 
eine Randanmerkung zur Eheregistereintragung eingetragen, 
so übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine beglaubigte Abschrift 
aus dem Familienbuch oder dem Heiratsbuch, in dem der 
Vermerk (Randvermerk) eingetragen ist; 
der schweizerische Zvilstandsbeamte einen Eheschein im 
bisherigen Wortlaut samt besonderer Mitteilung der Rand-
anmerkung. 

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind beizufügen. Eine 
Urkunde nach Satz 1 ist vom deutschen Standesbeamten 
nicht zu übersenden, wenn eine Urkunde oder eine beglau-
bigte Abschrift nach Artikel 4 zu übersenden ist. 

Artikel 4 

(1) Wird der Tod eines Angehörigen des einen Vertrags-
staats im Gebiet des anderen Vertragsstaats beurkundet, so 
übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine Sterbeurkunde unter 
Angabe des Heimatorts des Verstorbenen; 
der schweizerische Zivilstandsbeamte einen Todesschein 
unter Angabe von Ort und Tag der Geburt sowie des letzten 
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Wohnsitzes des Verstorbenen im Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland; ist der Verstorbene verheiratet gewesen, 
so sind außerdem Ort und Tag der Eheschließung an-
zugeben. 

(2) Wird zu dem Sterbeeintrag ein Randvermerk eingetra-
gen, so übersendet 

der deutsche Standesbeamte eine mit dem Randvermerk 
versehene beglaubigte Abschrift aus dem Sterbebuch; 
der schweizerische Zivilstandsbeamte einen Todesschein 
im bisherigen Wortlaut samt besonderer Mitteilung der 
Randanmerkung. 

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind beizufügen. 

Artikel 5 

Haben die Ehegatten, über deren Eheschließung nach Ar-
tikel 3 Absatz 1 ein Auszug aus dem Familienbuch oder eine 
Heiratsurkunde/ein Eheschein übersandt wird, ein gemein-
sames Kind, so vermerkt dies unter Angabe der Vornamen und 
des Familiennamens sowie des Ortes und des Tages der 
Geburt des Kindes 

der deutsche Standesbeamte auf einem dem Auszug aus 
dem Familienbuch beizufügenden Blatt oder auf der Rück-
seite der Heiratsurkunde; 
der schweizerische Zivilstandsbeamte auf dem Eheschein. 

Artikel 6 

Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden werden auch 
dann ausgetauscht, wenn eine Person neben der Staatsange-
hörigkeit des einen Vertragsstaats auch die des anderen Ver-
tragsstaats oder eines dritten Staates besitzt. 

Artikel 7 

(1) Die nach den Bestimmungen dieses Abschnitts zu über-
sendenden Urkunden werden monatlich der zuständigen 
konsularischen Vertretung des anderen Vertragsstaats 
übersandt. 

(2) Für die nach Artikel 2 Absatz 1, Artikel 3 Absatz 1 und 
Artikel 4 Absatz 1 zu übersendenden Urkunden sind möglichst 
mehrsprachige Personenstandsurkunden zu verwenden. 

(3) Die in den Artikeln 2 und 4 vorgesehenen zusätzlichen 
Angaben sind nur soweit mitzuteilen, als sie den Beteiligten 
oder dem Standesbeamten/Zivilstandsbeamten bekannt sind. 

(4) Der Austausch der Personenstandsurkunden/Zivilstands-
urkunden geschieht kostenfrei. 

Ill. Abschnitt 

Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 

Artikel 8 

(1) Will ein Angehöriger des einen Vertragsstaats im ande-
ren Vertragsstaat heiraten, so kann er den Antrag auf Aus-
stellung des Ehefähigkeitszeugnisses auch beim Standes-
beamten/Zivilstandsbeamten des Eheschließungsstaats stel-
len. Dieser leitet den Antrag an den zuständigen Standes-
beamten/Zivilstandsbeamten des Heimatstaats weiter; dem 
Antrag sind für jeden Verlobten die zur Ausstellung des Ehe-
fähigkeitszeugnisses erforderlichen Urkunden beizufügen. 

(2) Die Vertragsstaaten werden einander 

1. die Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit der Stan-
desbeamten/Zivilstandsbeamten für die Ausstellung des 
Ehefähigkeitszeugnisses, 

2. die Urkunden, die für die Verlobten dem Antrag auf Ausstel-
lung des Ehefähigkeitszeugnisses beizufügen sind, und 

3. jede Änderung bezüglich der in den Nummern 1 und 2 
genannten Vorschriften und Urkunden 

mitteilen. 

(3) Kann eine erforderliche Urkunde nicht beigebracht wer-
den, so kann an ihrer Stelle eine beweiskrä ftige Bescheini-
gung beigefügt werden. Die Entscheidung darüber, ob die 
Bescheinigung genügt, unterliegt der freien Beweiswürdigung 
der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem das 
Ehefähigkeitszeugnis ausgestellt wird. 

Artikel 9 

(1) Der Standesbeamte/Zivilstandsbeamte des Heimat-
staats übersendet das Ehefähigkeitszeugnis dem Standes-
beamten/Zivilstandsbeamten des Eheschließungsstaats. Die 
vorgelegten Urkunden werden gleichzeitig zurückgesandt; den 
Antrag behält der Standesbeamte/Zivilstandsbeamte zurück. 

(2) Bestehen Hindernisse, das Ehefähigkeitszeugnis aus-
zustellen, so sind diese dem Standesbeamten/Zivilstands-
beamten des Eheschließungsstaats mitzuteilen. 

Artikel 10 

(1) Für den Antrag auf Ausstellung eines Ehefähigkeitszeug-
nisses ist ein dreisprachiger Vordruck zu verwenden, dessen 
Muster diesem Abkommen als Anlage beigefügt ist. 

(2) Wird durch die Änderung von Rechtsvorschriften in 
einem Vertragsstaat eine Anpassung des Vordrucks erforder-
lich, so wird diese von den Vertragsstaaten durch Notenwech-
sel vereinbart. 

Artikel 11 

Einem in französischer oder italienischer Sprache abgefaß-
ten Schriftstück wird eine von einem Zivilstandsbeamten oder 
einer Aufsichtsbehörde beglaubigte deutsche Übersetzung 
beigefügt. Bei Zivilstandsurkunden soll anstelle einer Über-
setzung möglichst eine mehrsprachige Zivilstandsurkunde 
beigefügt werden. 

Artikel 12 

(1) Das Ehefähigkeitszeugnis wird gebührenfrei ausgestellt. 

(2) Der Standesbeamte/Zivilstandsbeamte, der einen An-
trag nach Artikel 8 Absatz 1 aufgenommen und weitergeleitet 
hat, erhebt eine Gebühr in gleicher Höhe, wie sie im Eheschlie-
ßungsstaat für die Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses 
erhoben wird. 

IV. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

Artikel 13 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige Erklä-
rung abgibt. 

Artikel 14 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifi-
kationsurkunden werden so bald wie möglich in Bonn aus-
getauscht. 
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(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kra ft . 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt die Verein-
barung vom 6. Juni 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über den Verzicht auf die Beglaubigung und über den Aus-
tausch von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden 
sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen ein-
schließlich der durch Notenwechsel vom 13./22. März 1957 

und vom 21. Februar/8. August/17. Dezember 1958 vereinbar-
ten Änderungen außer Kraft . 

Artikel 15 

Dieses Abkommen wird auf die Dauer von fünf Jahren vom 
Tage seines Inkrafttretens an geschlossen. Wenn es nicht 
sechs Monate vor Ablauf der Vertragsdauer gekündigt wird, 
bleibt es jeweils ein weiteres Jahr in Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten beider Ver-
tragsstaaten dieses Abkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Bern am 4. November 1985 in zwei Urschrif-
ten. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Gerhard Fischer 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
Pierre Aubert 

Protokoll 

Bei der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Verzicht auf die Beglaubigung 
und über den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden sowie 
über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen haben die Bevollmächtigten beider 
Vertragsstaaten folgende Bestimmungen vereinbart, die als Bestandteil des Abkom-
mens betrachtet werden sollen: 

1. Wer Angehöriger eines Vertragsstaats ist, bestimmt sich nach dem Recht dieses 
Vertragsstaats. Der Nachweis hierüber für Zwecke dieses Abkommens wird im all-
gemeinen geführt 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
durch einen Reisepaß der Bundesrepublik Deutschland, einen Personalausweis 
der Bundesrepublik Deutschland oder einen Berliner behelfsmäßigen Personal-
ausweis; 

b) in bezug auf die Schweizerische Eidgenossenschaft 
durch einen Schweizerpaß oder einen Personenstandsausweis für Schweizer 
Bürger. 

2. Die deutschen Standesbeamten werden in ein Familienbüchlein oder ein inter-
nationales Stammbuch der Familie, das von einem schweizerischen Zivilstands

-

beamten ausgestellt worden ist, auf Wunsch des Inhabers eines solchen Büchleins 
oder Buches 

a) die Geburt gemeinsamer ehelich geborener Kinder der Ehegatten, 

b) die Geburt der durch nachfolgende Ehe ehelich gewordenen Kinder der Ehe-
gatten, sobald die Legitimation am Rande des Geburtseintrags des Kindes ver-
merkt ist, 

c) den Tod der Ehegatten und ihrer Kinder 

eintragen. Hierfür wird die in § 68 Absatz 1 Nummer 15 der Verordnung zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes angegebene Gebühr erhoben. 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Zwischen den in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich des Landes Berlin und den in der Schweiz 
lebenden Menschen bestehen vielfältige Beziehungen 
verwandtschaftlicher und wi rtschaft licher Art. Daraus 
ergibt sich, daß oft  Personenstandsfälle von Angehöri-
gen des einen Staates von Standesbeamten/Zivil-
standsbeamten des anderen Staates beurkundet und in 
gleicher Weise Eheschließungen vorgenommen wer-
den. Es liegt insbesondere im Interesse der betro ffenen 
Personen, die Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Staaten auf dem Gebiet des Personenstandswesens zu 
vertiefen und zu erleichtern. 

In dieser Erkenntnis ist bereits am 8. Oktober 1952 in 
Bern zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft eine Vereinba-
rung über die erleichterte Beschaffung von Ehefähig-
keitszeugnissen sowie über den Austausch von Perso-
nenstandsurkunden (BGBl. 1953 II S. 519) getroffen 
worden. An ihre Stelle trat die am 6. Juni 1956 in Mün-
chen unterzeichnete deutsch-schweizerische Verein-
barung über den Verzicht auf die Beglaubigung und über 
den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivil-
standsurkunden sowie über die Beschaffung von Ehe-
fähigkeitszeugnissen (BGBl. 1960 II S. 453); sie ist am 
1. September 1960 (BGBl. Il S. 2123) in Kraft getreten 
und hat sich in ihren Grundzügen bewährt. 

Seit dem Abschluß der Vereinbarung von 1956 sind 
in beiden Vertragsstaaten vielfältige Änderungen des 
innerstaatlichen Rechts auf den das Personenstands-
wesen berührenden Gebieten eingetreten. Deren Aus-
wirkungen auf die Vereinbarung von 1956 ließen es 
angebracht erscheinen, an Stelle einer umfangreichen 
Änderung ein neues Abkommen zu schließen und in 
diesem auch Regelungen vorzusehen, die seine Anwen-
dung und die Berücksichtigung künftiger Änderungen 
des innerstaatlichen Rechts erleichtern. Diesem Ziel 
dient das am 4. November 1985 in Bern unterzeichnete 
deutsch-schweizerische Personenstandsabkommen. 

B. Zu den Einzelbestimmungen 

Zu Abschnitt I 

Zur Vereinfachung des Geschäftsverkehrs wird wie 
bisher auf die förmliche Beglaubigung (Legalisation) 
von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden, die 
zum Gebrauch im anderen Vertragsstaat bestimmt sind, 
verzichtet. Außerdem bedürfen die in einem Vertrags-
staat ausgestellten Ehefähigkeitszeugnisse keiner 
Bescheinigung des Konsuls des anderen Vertrags-
staats darüber, daß die Behörde, die das Ehefähigkeits-
zeugnis ausgestellt hat, zu dessen Ausstellung befugt 
ist (vgl. hierzu § 5 a Abs. 1 Satz 1 des Personenstands-
gesetzes). 

Zu Abschnitt Il 
Der Austausch von Personenstandsurkunden/Zivil

-

standsurkunden liegt nicht nur im Interesse der betrof

-

fenen Personen. Er soll auch zu einer zuverlässigen 
Personenstandsbuchführung durch die Behörden des 
Heimatstaats der Betroffenen beitragen. 

In den Artikeln 2 bis 5 ist im einzelnen festgelegt, 
welche Urkunden nach 
- der Beurkundung von Geburten, Eheschließungen 

und Sterbefällen, 
- der Beischreibung von Vermerken zu diesen Per-

sonenstandseinträgen 
zu übersenden und welche zusätzlichen Angaben auf 
ihnen zu vermerken sind. Die in Artikel 5 vor-
geschriebene Mitteilung von gemeinsamen (vorehe-
lichen) Kindern der Ehegatten ermöglicht es der emp-
fangenden Behörde zu prüfen, ob diese Kinder durch die 
Eheschließung der Eltern ehelich geworden sind. 

Nach Artikel 6 sind Urkunden auch dann zu über-
senden, wenn die betroffene Person neben der Staats-
angehörigkeit des anderen Vertragsstaats eine weitere 
Staatsangehörigkeit besitzt. 

Artikel 7 bestimmt, daß die Standesbeamten/Zivil-
standsbeamten die auszutauschenden Urkunden der 
für ihren Bezirk zuständigen konsularischen Vertretung 
des anderen Staates zu übersenden haben. Näheres 
über die Weiterleitung dieser Urkunden bestimmen die 
Vertragsstaaten. 

Die konsularischen Vertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland haben die bei ihnen eingehenden Urkun-
den an das Standesamt I in Berlin (West) weiterzuleiten 
(vgl. Nummer 4.3.1 der Ausführungsvorschriften zu den 
personenstandsrechtlichen Bestimmungen des Konsu-
largesetzes i. d. F. vom 1. Juni 1985, GMBl S. 354), 
das mit ihnen nach den §§ 122 bis 125 der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz 
(Dienstanweisung für die Standesbeamten und ihre 
Aufsichtsbehörden - DA -) i. d. F. vom 28. März 1985 
(Bundesanzeiger Nr. 68 a vom 11. April 1985) verfährt. 

Nach Artikel 7 Abs. 4 werden für den Austausch der Per-
sonenstandsurkunden weder Gebühren noch Auslagen 
erhoben. Auch hierdurch wird der Geschäftsverkehr 
vereinfacht. 

Zu Abschnitt Ill 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts eröffnen wie bis-
her dem Angehörigen eines Vertragsstaats, der vor 
einem Standesbeamten/Zivilstandsbeamten im ande-
ren Vertragsstaat die Ehe schließen will, die Möglich-
keit, den Antrag auf Ausstellung des dazu erforderlichen 
Ehefähigkeitszeugnisses bei diesem Standesbeam-
ten/Zivilstandsbeamten zu stellen. Das erspart ihm und 
auch dem Standesbeamten/Zivilstandsbeamten in sei-
nem Heimatstaat den im Zusammenhang mit der Aus-
stellung eines Ehefähigkeitszeugnisses entstehenden 
oft umfangreichen und kostspieligen Schriftwechsel. 

Die in Artikel 8 Abs. 2 vereinbarten Mitteilungen sol

-

len die Anwendung des Abkommens erleichtern. Grund- 



Drucksache 11/354 	Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 

lage für diese gegenseitige Unterrichtung sind die jewei-
ligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften, in denen 
geregelt ist, 
- welcher Standesbeamte/Zivilstandsbeamte für die 
Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses zuständig 
ist, 

- welche Unterlagen von den Verlobten insbesondere 
zum Nachweis ihrer persönlichen Angaben (Namen, 
Geburt, Abstammung), ihres Personenstandes und 
Wohnsitzes vorzulegen sind. 

Von der Aufnahme dieser Angaben in das Abkommen ist 
anders als bei den Vereinbarungen von 1952 und 1956 
abgesehen worden, um zu vermeiden, daß bei einer 
Änderung der entsprechenden innerstaatlichen Vor-
schriften jeweils auch das Abkommen förmlich geändert 
werden muß. 

Es ist beabsichtigt, die auf Grund des Artikels 8 Abs. 2 
ausgetauschten Mitteilungen im Bundesgesetzblatt 
Teil II bekanntzugeben. 

Nach Artikel 9 verkehren die Standesbeamten/Zivil-
standsbeamten der Vertragsstaaten bei der Beschaf-
fung von Ehefähigkeitszeugnissen unmittelbar mitein-
ander. Dies trägt wesentlich zu einer schnelleren Erle-
digung und zur Geschäftsvereinfachung bei. 

In den in Artikel  10 Abs. 1 vorgeschriebenen drei-
sprachigen Vordruck für den Antrag auf Ausstellung 
eines Ehefähigkeitszeugnisses sind die Angaben über 
die Verlobten einzutragen, die der Standesbeamte/Zivil-
standsbeamte des Heimatstaats für die Prüfung der 
Ehefähigkeit benötigt. Absatz 2 ermöglicht eine Anpas-
sung dieses Vordrucks an Änderungen des innerstaat-
lichen Rechts. 

Nach Artikel 11 werden die schweizerischen Zivil-
standsbeamten einem in Französisch oder Italienisch 
abgefaßten Schriftstück eine beglaubigte Übersetzung 
in die deutsche Sprache beifügen. 

In Artikel 12 Abs. 1 wird bestimmt, daß das Ehefähig-
keitszeugnis gebührenfrei auszustellen ist. 

Auf Grund der in Absatz 2 getroffenen Regelung werden 
die Standesbeamten im Geltungsbereich des Perso

-

nenstandsgesetzes für ihre Mitwirkung bei der Beschaf-
fung eines schweizerischen Ehefähigkeitszeugnisses 
wie bisher eine Gebühr erheben, die der für die Ausstel-
lung eines Ehefähigkeitszeugnisses festgesetzten Ge-
bühr entspricht (vgl. hierzu § 68 Abs. 1 Nr. 7 der Verord-
nung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes - 
PStV - in der Fassung vom 25. Februar 1977, BGBl. I 
S. 377, der zuletzt durch Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe d der 

8. PStÄndV vom 9. Februar 1984, BGBl. I S. 236, geän-
dert worden ist). 

Zu Abschnitt IV 

In Artikel 13 wird in der hergebrachten Weise die Ein-
beziehung des Landes Berlin zum Ausdruck gebracht. 

Die Artikel 14 und 15 enthalten die üblichen Schluß-
klauseln. Artikel 14 Abs. 3 sieht die Außerkraftsetzung 
der deutsch-schweizerischen Personenstandsverein-
barung vom 6. Juni 1956 vor. 

Zum Protokoll 

Die Protokollerklärung enthält unter Nummer 1 nähere 
Ausführungen zu dem in den Artikeln 2 bis 4 und 8 ver-
wendeten Begriff des „Angehörigen eines Vertrags-
staates" sowie dazu, wie im allgemeinen der Nachweis 
hierüber für Zwecke des Abkommens erbracht wird. 

Durch Nummer 2 wird den Standesbeamten im Gel-
tungsbereich des Personenstandsgesetzes die Mög-
lichkeit eröffnet, auch in ein von einem schweizerischen 
Zivilstandsbeamten ausgestelltes Familienbüchlein 
oder internationales Stammbuch der Familie die An-
gaben einzutragen, um die sie nach § 65 PStV ein inter-
nationales Stammbuch ergänzen können, das in einem 
Vertragsstaat des CIEC-Übereinkommens vom 
12. September 1974 zur Schaffung eines internatio-
nales Stammbuchs der Familie ausgestellt worden ist. 
Dies dient nicht nur den Betroffenen, sondern ist auch 
für die Behörden von Vorteil, denen die genannten 
Bücher vorgelegt werden (siehe hierzu auch die Be-
gründung zu Artikel 1 Nr. 6 und 7 der 7. PStÄndV, 
Bundesratsdrucksache 524/80, S. 5). 


